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Einleitung 

 

I hope that [the European Security Strategy] is widely disseminated and read. I hope that 

it is discussed and debated, not only by public representatives and policy makers but also 

more widely.
1
 

Trotz Solanas hoffnungsvollen Aufrufes negiert die einschlägige Fachliteratur (bisher) die 

Existenz eines europaweiten Sicherheitsdiskurses: Die 2003 von der Europäischen Union an-

genommene Europäische Sicherheitsstrategie vermochte offensichtlich den politischen Eliten 

und der Bevölkerung keinen ausreichenden Impuls dahingehend zu geben, sich in umfassen-

dem Maße über die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) auszutau-

schen.
2
 Wie intensiv fiel die gewünschte Diskussion über das Strategiepapier aber tatsächlich 

aus? 

Fast eine Dekade später stand die Union 2011 vor neuen außenpolitischen Herausforderun-

gen. Der Arabische Frühling und vor allem die Krise in Libyen haben die Divergenzen der 

außenpolitischen Verhaltenspräferenzen klar herauskristallisiert. Die Europäische Sicherheits-

strategie hebt zwar die Notwendigkeit eines intensiveren Engagements im Mittelmeerraum 

hervor
3
, in der entscheidenden Stunde steht die Europäische Union jedoch gespalten da. Wie 

aber sieht die Situation außerhalb des Europäischen Rates aus, wird ein europäischer Dialog 

über Libyen als außenpolitisch akutes Thema geführt? Und: Sind in den beiden Fallbeispielen 

Anzeichen für eine transnationale europäische Öffentlichkeit erkennbar? 

 

Die Debatte um die Existenz einer europäischen Öffentlichkeit 

 

Nach Habermas, dessen Ausführungen die Debatte um die Existenz einer europäischen Öf-

fentlichkeit weitgehend beeinflusst haben und weiter beeinflussen, lässt sich Öffentlichkeit 

„am ehesten als ein Netzwerk für die Kommunikation von Inhalten und Stellungnahmen, von 

Meinungen [Hervorh. i. Orig.] beschreiben“
4
. Habermas erklärt die bürgerliche Öffentlichkeit 

jedoch für in doppelter Krise befindlich: zum einen verliere die Öffentlichkeit ihren ursprüng-

lichen Sinn, je mehr die Massenmedien ihre „Integrationskultur“ verbreiten: 

Je mehr [die Öffentlichkeit] als Medium politischer und ökonomischer Beeinflussung 

eingesetzt werden kann, um so unpolitischer wird sie im ganzen und dem Schein nach 

privatisiert.
5
 

                                                 
1
 Solana, 2004, 19. 

2
 Vgl. Sieg, 2005, 1. 

3
 Vgl. Council of the European Union, 2003b, 8. 

4
 Habermas, 1992, 436. 

5
 Habermas, 1990, 267. 
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Einen weiteren Krisenherd befeuere die sich fortsetzende Ausbreitung des Internets. Zwar 

erkennt Habermas ihre „subversive Wirkung auf autoritäre Öffentlichkeitsregime“
6
 bereits 

2008 an, noch bevor sich der Arabische Frühling maßgeblich virtueller Räume zur politischen 

Willensäußerung bedient. Er mahnt jedoch auch, dass durch unzählige Foren, Blogs und an-

dere Meinungsplattformen die ursprüngliche Bündelungsfunktion der Öffentlichkeit, mit de-

ren Hilfe „sich die Bürger zur gleichen Zeit mit denselben kritisch gefilterten Themen und 

Beiträgen befassen können“
7
 mehr und mehr verloren gehe.

8
 

Die Diskussion um die kontroverse Frage nach einer europäischen Öffentlichkeit ist gleich-

ermaßen von Pessimismus und Optimismus durchzogen. Die der europäischen Öffentlichkeit 

von Koopmans und Erbe zugeschriebenen Funktionen machen die Vehemenz vieler Forde-

rungen nach einer europäischen Öffentlichkeit nachvollziehbar: zum einen diene die Öffent-

lichkeit als Forum zur Diskussion von europäischen Institutionen und Akteuren (legitimizati-

on), darüber hinaus hingen ebenjene Akteure von der Öffentlichkeit ab, um sich ein Bild der 

Bürgerbedürfnisse zu machen (responsiveness). Außerdem bildeten sich die Europäer als 

Wähler ein Bild ihrer Vertreter (accountability) und schließlich könnten die Bürger auch nur 

dann an Europapolitik teilnehmen, wenn sie über Nichtregierungsorganisationen oder Vereine 

medial sichtbar sind (participation).
9
 

Mit der sich intensivierenden politischen und wirtschaftlichen Integration im Europa der spä-

ten 1980er Jahren und der daraus resultierenden Frage nach politischer Legitimation ging eine 

verstärkte wissenschaftliche Auseinandersetzung mit dem Thema der europäischen Öffent-

lichkeit einher.
10

 Was den Begriff der europäischen Öffentlichkeit anbelangt, sind zunächst 

zwei unterschiedliche Konzepte zu trennen: während von einigen Autoren das Entstehen von 

genuin paneuropäischen Medien postuliert wird, gehen andere von der Europäisierung beste-

hender nationaler Öffentlichkeiten aus. Nach Esser lassen sich die verschiedenen Ansätze wie 

im Folgenden vorgestellt in drei Strömungen unterteilen.
11

 Diese sollen mithilfe von ausge-

wählten Vertretern und deren Forschungsergebnissen sowie relevanten Kritikpunkten präsen-

tiert werden. 

 

 

 

                                                 
6
 Ebd., 81. 

7
 Ebd., 82. 

8
 Inwiefern auch die europäische Öffentlichkeit einer Stagnation oder gewissermaßen einer Krise unterlegen 

ist, legt Eder anschaulich dar, Eder, 2003, 95ff. 
9
 Vgl. Koopmans / Erbe, 2004, 98. 

10
 Vgl. Tobler, 2010, 60. 

11
 Vgl. Esser, 2005, 17ff. 
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Liberale Ansätze: Öffentlichkeit als politische Kommunikation 

 

Aus liberaler Perspektive vermittelt die Öffentlichkeit zwischen den Bürgern und dem Staat. 

Öffentlichkeit wird also insofern mit politischer Kommunikation gleichgesetzt, dass demokra-

tische Entscheidungen nur durch den Willen der Bürger legitimiert sind und daher ihre ge-

wählten Repräsentanten sowie weitere Kandidaten über ihre jeweiligen Positionen Rechen-

schaft ablegen bzw. diese erklären müssen.
12

 

Dem ‚liberale[n] Widerspiegelungsmodell’ zufolge hat die Öffentlichkeit sowohl eine Abbil-

dungs-, als auch eine Kontrollfunktion.
13

 Sie bietet den Bürgern die Möglichkeit, sich über 

Politik und Weltgeschehen zu informieren, um gegebenenfalls bei der nächsten Wahl ihre 

Wahlentscheidung revidieren zu können. Die dabei für die Bürger wichtigste Informations-

quelle sind die Massenmedien.
14

 Prinzipiell sollten alle Bürger an der Öffentlichkeit teilneh-

men können, jedoch wird kein Konsens, sondern vielmehr ein Meinungsabbild erstrebt. Ent-

scheidungen werden dann mithilfe demokratischer Mehrheiten getroffen.
15

 Darüber hinaus 

beeinflussen moderne Medien aber auch die Wirklichkeit und modifizieren sie. Somit können 

die von den Medien vertretenen Positionen durchaus von denen der Bürger abweichen –nach 

liberalem Verständnis sind sie also nicht immer legitim.
16

 

Christoph Meyer verschreibt sich in seiner Untersuchung der politischen Kommunikation der 

Europäischen Kommission im Vorfeld des Rücktritts der Santer-Kommission 1999 dem libe-

ralen Ansatz. Er sieht die politische Kommunikation als Aufgabe der Massenmedien: 

While politicians rely on the media to gather support and acceptance, the media rely on 

politicians for news material. Both the political and the media systems are caught in a 

highly interdependent and tense relationship, which means that the prospects for legiti-

mating public debate depend on the performance of both systems.
17

 

Meyer kommt zu dem Ergebnis, dass die aufgrund institutioneller Defizite mangelnde politi-

sche Kommunikation seitens der Kommission zu der Skandalisierung beigetragen hat und 

intensive Bemühungen zu deren Verbesserung nötig sind. Jürgen Gerhards seinerseits zieht in 

seiner von Brüggemann et al. als „Pionierstudie zur Europäisierung nationaler Öffentlichkei-

ten“
18

 bezeichneten Arbeit die Schlussfolgerung, dass die europäische Öffentlichkeit der poli-

                                                 
12

 Vgl. ebd. 
13

 Ebd. 
14

 Vgl. Gerhards, 2000, 287. 
15

 Vgl. Esser, 2005, 19. 
16

 Vgl. ebd. 
17

 Meyer, 1999, 621. 
18

 Brüggemann et al., 2007, 310. 
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tischen und wirtschaftlichen Integration der Union hinterherhinke, und leitet daraus eine feh-

lende demokratische Kontrolle der Europäischen Union durch die Öffentlichkeit ab.
19

 

Als ein wesentlicher Kritikpunkt wirft Esser dem liberalen Ansatz der Öffentlichkeitsfor-

schung konzeptionellen Reduktionismus vor: 

Die Reduzierung von Öffentlichkeit auf die Abbildung politischer Vorgänge, Transpa-

renz als alleiniger Anspruch an Öffentlichkeit, das Suchen an der institutionellen Ober-

fläche, […] wird der Bedeutung demokratischer Prozesse und der kulturell-prozesshaften 

‚Tiefe’ des Vorgangs öffentlicher Kommunikation nicht gerecht.
20

 

 

Pessimistische Ansätze: keine europäische Öffentlichkeit ohne europäische Medien 

 

Zur Gruppe der Wissenschaftler, die das Entstehen einer europäischen Öffentlichkeit skep-

tisch bewertet haben, gehören u.a. Dieter Grimm, Fritz W. Scharpf oder Graf Peter Kielman-

segg. Letzterer hinterfragt, ob die Europäische Union überhaupt demokratiefähig sein kann, 

schließlich gründe eine Demokratie, wie schon der Begriff verdeutliche, auf ein Volk, also ein 

sich als solches definierendes kollektives Subjekt.
21

 Für Europa bzw. die Europäische Union 

schließt Kielmansegg eine solche kollektive Identität aus, da Europa sich sehr langsam und 

nicht unbedingt gemäß den jeweils herrschenden politischen Bedürfnissen geformt habe.
22

 

Eine „Pluralität der Kommunikations-, Erinnerungs- und Erfahrungsgemeinschaften als ein 

europäisches Grunddatum“
23

 verhindert nach Kielmansegg die Entwicklung einer gemeinsa-

men Identität. Der europäische Multilinguismus behindere die kommunikative Dimension, 

jede Nation erinnere die Geschichte aus ihrer eigenen identitären Perspektive und zwar möge 

der Ost-West-Konflikt als gemeinsame Erfahrung anzuführen sein, jedoch bedeute dies nicht, 

dass von den jüngsten zwei Generationen in Europa als von einer Erinnerungsgemeinschaft 

gesprochen werden könne.
24

 Das somit konstatierte Fehlen einer identitären Gemeinschaft hat 

Auswirkungen auf die „gesellschaftliche Infrastruktur der Demokratie“
25

. Gerade die gemein-

same Öffentlichkeit sei essentiell wichtig, da sie den öffentlichen politischen Diskurs trage, 

die Politik zu einer Sache aller erhebe und somit erst wahrlich demokratisch mache.
26

 Dem 

                                                 
19

 Vgl. Gerhards, 2000, 299. 
20

 Vgl. Esser, 2005, 23. 
21

 Vgl. Kielmansegg, 2003, 56. 
22

 Vgl. ebd., 58. 
23

 Ebd., 60. 
24

 Muschg hingegen bezeichnet die Erinnerungs- und Erfahrungsgemeinschaft in Europa als „fraglos“, vgl. 
Muschg, 2003. Auch Eder berichtet über die europäische Erinnerungsgemeinschaft, die zumindest im Bestehen 
begriffen ist, vgl. Eder 2003, 111f. 
25

 Kielmansegg, 2003, 60. 
26

 Vgl. ebd. 
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Entstehen eines europäischen Diskurses mit europäischen Medien, vor und von einem europä-

ischen Publikum, steht Kielmansegg jedoch skeptisch gegenüber. 

Andere Autoren der pessimistischen Denkrichtung definieren ein transnationales Mediensys-

tem explizit als wesentliche Voraussetzung für eine europäische Öffentlichkeit: 

Prospects for Europeanisation of the communication system are absolutely non-existent. 

A Europeanised communications system ought not to be confused with increased report-

ing on European topics in national media. […] Europeanisation in the communications 

sector would by contrast mean that there would be newspapers and periodicals, radio and 

television programmes, offered and demanded on a European market and thus creating a 

nation-transcending communicative context.
27

 

Als ein zentrales Hindernis verweisen sie auf die sprachliche Diversität, die von einer bloßen 

Übersetzung nicht überbrückt werden könne, schließlich würden mit der Sprache auch Ideen 

und Weltanschauungen transportiert. Diesem Argument wurde bereits mit dem Verweis be-

gegnet, dass misslingende Kommunikation weniger sprachlicher Verschiedenheit geschuldet 

sei, sondern vielmehr der Unsagbarkeit gewisser Erfahrungen und Taten entspringe.
28

 Zudem 

hat Anke Tresch in ihrer Studie zur Berichterstattung zum Thema Europa in der Schweizer 

Qualitätspresse eine zeitgleiche Berichterstattung zur Europadebatte, jedoch keine Segmentie-

rung entlang der Sprachgrenze nachweisen können.
29

 Trotz vermeintlich unterschiedlicher 

Positionen der jeweiligen regionalen Volksvertreter wird den verschiedensprachigen Bevölke-

rungsgruppen demnach ein recht homogener Eindruck über die öffentliche Europadebatte 

vermittelt.
30

 

Auch die zuweilen von den Pessimisten angeführten technischen Probleme dürften in einer 

zunehmend internetbasierten Gesellschaft immer geringere Bedeutung haben.
31

 

 

Die Berliner Post-Habermasianer: Öffentlichkeit als zeitlich parallele Berichterstattung 

 

Wie das liberale Denkmodell geht die post-habermasianische Berliner Schule von der grund-

sätzlich möglichen Existenz einer europäischen Öffentlichkeit aus, verlangt von dieser aber 

keine Repräsentativität, sondern konzentriert sich mehr auf deren reine Existenz und ihren 

Entstehungsprozess.
32

 

                                                 
27

 Grimm, 1995, 294f. Eine anschauliche Darstellung der Idee eines paneuropäischen Mediensystems bietet 
Steeg, 2002, 501. 
28

 Vgl. Eder, 2003, 116. 
29

 Vgl. Tresch, 2007, 166. 
30

 Vgl. ebd., 267. 
31

 Hier sei exemplarisch auf Initiativen wie das 2001 gegründete, der mehrsprachigen transnationalen Bericht-
erstattung gewidmete Online-Europamagazin Café Babel hingewiesen. 
32

 Vgl. Esser, 2005, 28. 
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Nach Habermas existiert Öffentlichkeit in der Form eines „umbauten Raumes“
33

, einer Arena, 

eines Forums, welches eine „intermediäre Struktur“
34

 zwischen dem politischen System und 

der privaten Lebenswelt bildet. Erfolgreiche öffentliche Kommunikation innerhalb einer Zi-

vilgesellschaft zeichnet sich durch das Zustandekommen einer „qualifizierten öffentlichen 

Meinung“
35

 aus, die sich auch mit progressiven Diskursen auseinandergesetzt hat. 

Habermas postuliert als Antwort auf Kielmansegg und andere, dass Sprache allein keineswegs 

ein Hemmnis für eine europäische Öffentlichkeit sei. Er definiert diese vielmehr als „ein[en] 

auf die relevanten Fragen spezialisierten, über nationale Grenzen hinausgreifende[n] Kom-

munikationszusammenhang […].“
36

 Nicht die linguistische Einstimmigkeit sei entscheidend, 

sondern vielmehr, dass europäische Entscheidungsprozesse auf der Ebene der nationalen Öf-

fentlichkeiten hervorgehoben und zugänglich gemacht würden. Auch bedürfe es keiner über-

geordneten europäischen Öffentlichkeit, vielmehr sei diese im Rahmen der bereits bestehen-

den nationalen Systeme zu etablieren.
37

 

In Abgrenzung zu der Habermas’schen Forderung des Erreichens einer dezidierten öffentli-

chen Meinung geht die Berliner Schule um Klaus Eder davon aus, dass Öffentlichkeit bereits 

dann besteht, wenn Themen als gemeinsame Themen gleichzeitig und unter ähnlichen Rele-

vanzkriterien diskutiert werden, ohne dass dieser Prozess zu einer dezidierten, einheitlichen 

Meinung führen muss.
38

 Eder hebt zudem hervor, dass eine europäische Öffentlichkeit sich 

nicht auf einen Elitendiskurs beschränken darf: 

Die institutionelle Besonderheit europäischer Öffentlichkeit liegt also in der Hereinnahme 

populärer Öffentlichkeit in die sich formierende elitäre Öffentlichkeit.
39

 

 

Einschlägige post-habermasianische Studien zur europäischen Öffentlichkeit 

 

Trotz des mancherorts geäußerten Kritikpunktes der fehlenden Empirie
40

 hat der Öffentlich-

keitsansatz der post-habermasianischen Schule bereits eine Vielzahl von Studien hervorge-

bracht. 

Marianne van de Steeg untersucht beispielsweise, wie politische Meinungsbildung auf euro-

päischem Niveau funktioniert, und nimmt an, dass Massenmedien als ein Forum dafür dienen. 

                                                 
33

 Habermas, 1992, 437. 
34

 Ebd., 451. 
35

 Ebd., 438. 
36

 Vgl. Habermas, 2008, 106. 
37

 Vgl. ebd., 108. 
38

 Vgl. Esser, 2005, 29. Weitere Überlegungen zu notwendigen Kriterien betonen z.B. die Bedeutung der jewei-
ligen Rubrik, in der Artikel zum Thema Europäische Union erscheinen, vgl. Pausch, 2008, 134. 
39

 Eder, 2003, 101. 
40

 Vgl. z.B. Koopmans / Erbe, 2004, 98. 
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Sie analysiert den öffentlichen Diskurs über die Osterweiterung der Europäischen Union in 

vier Wochenmagazinen in Spanien, Deutschland, Großbritannien und den Niederlanden. Mit-

tels einer qualitativen Inhaltsanalyse über den Zeitraum 1989 bis 1998 eruiert Steeg, wo sich 

der öffentliche Diskurs überschneidet, und wertet diese Kongruenzen als Teilnahme der je-

weiligen Medien am europäischen öffentlichen Raum. Ihre Ergebnisse variieren stark: Der 

deutsche Spiegel und der britische New Statesman spiegeln eher eine rein nationale Öffent-

lichkeit wider, während das spanische Magazin Cambio 16 zwar Übersetzungen ausländischer 

Medienberichte abdruckt, jedoch keinen wirklichen Vergleich zwischen den verschiedenen 

Positionen anbietet. Allein das niederländische Wochenblatt Elsevier verschreibt sich nach 

Steegs Analysekriterien einer europäischen Öffentlichkeit. Andererseits stellt die Autorin fest, 

dass in allen vier Magazinen zeitgleich über ein Thema mit ähnlicher Relevanz berichtet 

wird.
41

 

Klaus Eder und Cathleen Kantner weisen in ihrer Studie anhand von drei punktuellen Fallbei-

spielen europäischer politischer Kommunikation nach, inwiefern bereits transnational, also 

unter Einbeziehung und Diskussion der Positionen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen 

Union, über europäische Themen berichtet und diskutiert wird.
42

 Ihre Untersuchungen ver-

weisen auf länderübergreifende Akteure und Zusammenschlüsse hin, die sich in die Diskussi-

on einschalten.
43

 Nationale Grenzen überspannende öffentliche Kommunikation in Europa 

gibt es nach den Autoren bereits in Bezug auf verschiedene Themen.
44

 

In Anlehnung an Habermas analysiert Sebastian Esser die nationalen Diskurse zur Debatte um 

eine mögliche Verfassung für die Europäische Union in Deutschland, Frankreich und Groß-

britannien über einen Analysezeitraum von Mai bis Dezember 2000.
45

 Er konstatiert einerseits 

ein auffälliges Bemühen, die Reaktionen in anderen Ländern zu erklären, zu verstehen und 

Verständigung möglich zu machen, vor allem in Deutschland und Frankreich.
46

 Andererseits 

haben sich, so Esser, keine transnationalen Lager herausgebildet, es fehle eine gemeinsame 

öffentliche Arena, obgleich die Grundtendenzen der Diskurse relativ ähnlich seien, was zu-

mindest auf eine Meinungsabstimmung hindeute.
47

 Kontrastierend dazu wird die Debatte al-

lerdings in allen Ländern als eine europaweite wahrgenommen. Zusammenfassend stuft Esser 

                                                 
41

 Genauer zu Steegs Methodik und ihren Ergebnissen vgl. Steeg, 2002, 512ff. 
42

 Vgl. Eder / Kantner, 2000, 318ff. 
43

 Vgl. ebd., 321. 
44

 Ebd., 322f. 
45

 Esser führt seine Inhaltsanalyse an jeweils zwei nationalen Tageszeitungen durch, vgl. Esser, 2005, 58f. 
46

 Vgl. Esser, 2005, 110f. 
47

 Vgl. ebd., 112 und 117. 
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die Debatte um eine Verfassung für die Europäische Union als „Vorstufe einer im Entstehen 

befindlichen europäischen Öffentlichkeit“
48

 ein. 

Hans-Jörg Trenz untersucht in einer Inhaltsanalyse die Berichterstattung von zwölf europäi-

schen Zeitungen zur Zukunft der Europäischen Union. Er konzentriert sich dabei auf Kom-

mentare ebenfalls aus der Zeitspanne von Mai bis Dezember 2000. Zusammenfassend kann 

Trenz keine klaren Abgrenzungen der jeweiligen nationalen Haltung erkennen, sondern stuft 

den Blick der Journalisten vielmehr als „taken through a pair of European glasses“
49

 ein. 

Mit der deutschen medialen Berichterstattung in sieben verschiedenen Politikfeldern befasst 

sich die Studie von Ruud Koopmans und Jessica Erbe. Auf der Basis eines Samples aus dem 

Jahr 2000 fokussieren die Autoren politische Stellungnahmen von Einzelakteuren, also Regie-

rungsmitgliedern, sozialen Akteuren oder Individuen, in vier großen Tageszeitungen. Die 

Analyse stützt sich bewusst auf nicht-mediale Akteure wie Politiker, Interessengruppen oder 

Nichtregierungsorganisationen, da, so die Autoren, diese anders als z.B. Journalisten nicht auf 

den Rückgriff auf die Gesprächsakte anderer angewiesen sind.
50

 Der Europäisierungsgrad der 

Öffentlichkeit ist laut ihrer Studie stark vom Politikfeld abhängig: Über europäische Integra-

tion und über den noch jungen Euro findet sich ein breites Meinungsbild in den Medien, wo-

hingegen über Immigration und Landwirtschaft stärker national diskutiert wird.
51

 

Michael Brüggemann et al. untersuchen ihrerseits in einer quantitativen Inhaltsanalyse die 

Europäisierung nationaler Medienöffentlichkeiten anhand der politischen Diskurse in fünf 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union (Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Öster-

reich und Dänemark) im Zeitraum von 1982 bis 2003.
52

 Sie betrachten dafür themenübergrei-

fend ausschließlich Meinungsbeiträge je einer Qualitätszeitung pro Land, um den öffentlichen 

Diskurs nachzeichnen zu können. Zusammenfassend konstatieren sie eine wachsende Sicht-

barkeit der Institutionen der Europäischen Union in der Medienberichterstattung. Klare 

Transnationalisierungstrends kann die Studie jedoch nicht belegen, weshalb die Autoren eine 

„segmentierte Europäisierung“ diagnostizieren.
53

 

                                                 
48

 Vgl. ebd., 123. 
49

 Trenz, 2007, 107. 
50

 Vgl. Koopmans / Erbe, 2004, 106. 
51

 Vgl. ebd., 115. 
52

 Diese Analyse geschieht entlang von vier Dimensionen (Regieren unter öffentlicher Beobachtung, gegenseiti-
ge Beobachtung, diskursiver Austausch, kollektive Identität), von denen diese Arbeit die ersten zwei aufgreift. 
Pro Zeitung und Jahr wählten die Wissenschaftler je zwei konstruierte Wochen aus und bezogen auch die USA 
in ihre Analyse mit ein; genauer dazu vgl. Brüggemann et al., 2007, 300f. und 306f. Anders als Brüggemann et 
al. untersucht die vorliegende Studie aber nicht europäische Diskurse anhand von Zeitungskommentaren, son-
dern Sachartikel.  
53

 Brüggemann et al., 2007, 319. 
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Myra Poluschny fasst mittels einer Metaanalyse Studien anderer Autoren zu Themen der Me-

dienöffentlichkeit in verschiedenen Mitgliedstaaten der Europäischen Union zusammen und 

ergänzt sie durch eine eigene Analyse der Berichterstattung verschiedener überregionaler 

deutscher Medien zum Vertrag von Lissabon im Dezember 2007.
54

 Das Analysematerial 

stammt aus Fernsehberichterstattungen oder der Qualitätspresse. Insgesamt stellt Posluschny 

eine zeitgleiche „ereignisorientierte thematisch übereinstimmende Berichterstattung über eu-

ropäische Nachrichten“
55

 fest, wenn auch eher in Bezug auf punktuelle Ereignisse; Aussagen 

über eine etwaige alltägliche parallele Berichterstattung kann sie nicht treffen. 

Diese Zusammenfassung macht deutlich, dass einige Studien bereits positive Ergebnisse zu-

tage gefördert haben, diese jedoch allenfalls als politikfeldabhängige „Vorstufe“ einer europä-

ischen Öffentlichkeit eingestuft werden. 

 

Erweiterung des post-habermasianischen Ansatzes: Öffentlichkeit als vernetzte Berichterstat-

tung 

 

Obgleich Habermas und Derrida die Massenproteste gegen eine europäische Beteiligung im 

Irak-Krieg in vielen Teilen Europas rückblickend als ein „Signal für die Geburt einer europäi-

schen Öffentlichkeit“
56

 werten, konstatiert Habermas einige Jahre später, dass es (bislang) 

noch keine solche gebe.
57

 Um dies zu ändern, schlägt er im Sinne einer Transnationalisierung 

der Medienlandschaft vor, die ohnehin kriselnde Qualitätspresse möge sich der Aufgabe an-

nehmen, nicht bloß über europäische Themen, sondern auch über die Diskussionen und Posi-

tionen, die diese in anderen Mitgliedstaaten hervorrufen, zu berichten.
58

 Dieser Vorschlag 

wird von der Autorin aufgegriffen. Theoretisch basieren die hier vorgestellten Fallstudien auf 

dem post-habermasianischen Berliner Ansatz, erweitern dessen Verständnis von europäischer 

Öffentlichkeit jedoch um die Vernetzung der Berichterstattung: Das bloße Berichten über das 

gleiche Thema zur gleichen Zeit mit ähnlicher Relevanz belegt schließlich nur eine „europa-

bezogene Öffentlichkeit“
59

. Daher wird die Existenz einer europäischen Öffentlichkeit hier in 

Anlehnung an Kalina und an Habermas’ eigene Erweiterung an ein vernetztes Berichten über 

Realität und Debatte in anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union geknüpft.
60

 Die 

Wiedergabe eines öffentlichen Diskurses, der sich nicht bloß auf den Elitendiskurs beschränkt 

                                                 
54

 Vgl. Posluschny, 2010, 79. 
55

 Ebd., 77. 
56

 Habermas / Derrida, 2003. 
57

 Habermas, 2008, 91. 
58

 Vgl. ebd., 191. 
59

 Kalina, 2009, 281ff. 
60

 Vgl. ebd., 287; vgl. Habermas, 2008, 191. 
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wird nicht als notwendig zu erfüllendes Kriterium angenommen, findet jedoch in der Auswer-

tung der Analyseergebnisse Niederschlag. 

 

Die europäische Öffentlichkeit zur Sicherheits- und Außenpolitik – eine Kontingenzana-

lyse 

 

Mit einem Fokus auf der europäischen Teilöffentlichkeit zur Außen- und Sicherheitspolitik 

der Europäischen Union wird in der folgenden empirischen Analyse eine qualitative Inhalts-

analyse vorgenommen.
61

 In Anlehnung an Habermas’ Vorschlag wird im Rahmen einer Kon-

tingenzanalyse in zwei relativ kurzen Zeiträumen untersucht, wie verschiedene Tageszeitun-

gen über europäische Themen berichten.
62

 Die angewandten Kontingenzmerkmale sind (a) die 

Berichterstattung über einen Aspekt der Außenpolitik der Europäischen Union allgemein, 

sowie (b) die Bezugnahme auf die politischen Diskurse anderer Mitgliedstaaten zum gleichen 

Thema. Das angewandte Kategorienschema ist in vereinfachter Form in Abbildung 1 darge-

stellt.  

Die zwei Fallstudien zur Berichterstattung über die Europäische Sicherheitsstrategie 2003 

sowie zur anfänglichen Berichterstattung über die Libyen-Krise 2011 bestehen aus 12 bzw. 59 

Sachartikeln. Die Fallstudie zu Libyen erstreckt sich vom 2. März 2011, als der Ratsbeschluss 

vom 28. Februar implementiert wurde, bis zum 4. April 2011, wenige Tage nach dem Ratsbe-

schluss der Bereitstellung einer EUFOR Libya.
63

 Dabei fand eine Begrenzung auf Sachartikel 

unter Ausschluss von Meinungsartikeln oder Kommentaren statt, um ausschließlich die von 

der Redaktion verfassten Beiträge und somit den Beitrag der Zeitung an sich zu untersuchen. 

Zur Analyse ausgewählt wurden alle informativen Artikel, die entweder hauptsächlich über 

die ESVP bzw. die Außenbeziehungen der Europäischen Union berichten oder diese Thema-

tik zumindest nebensächlich behandeln. 

 

 

 

 

 

 

                                                 
61

 Zum Konzept der sektoralen Teilöffentlichkeit vgl. Trenz, 2002, 32ff. 
62

 Die methodische Vorgehensweise orientiert sich an Kromrey, 2009, 313ff. 
63

 Vgl. Council of the European Union, 2011a, 1; vgl. Council of the European Union, 2012d, 1. 
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Kontingenzmerkmal a 
Thematisierung der ESVP 

Kategorie I 

Titel 

Kategorie II  

Sichtbarkeit der EU-Institutionen 

Kategorie III 

Stellenwert der  

EU-Politik  

Indikator 1 Erwähnung 

im Titel  

Indikator 2 

Erwähnung von ESVP-

Institutionen, -Politiken,  

-Dokumenten oder -Amtsträgern  

Indikator 3  

EU-Politik als Hauptthema 

des Artikels  

Kontingenzmerkmal b 
Gegenseitige Beobachtung 

Kategorie IV 

Darstellung der Positionen anderer  

europäischer Länder 

Kategorie V 

Gegenüberstellung der Positionen  

Indikator 4 Bezug-

nahmen auf im 

Ausland erschie-

nene Medien-

berichte 

Indikator 5 Stel-

lungnahmen 

ausländischer 

Experten  

Indikator 6 Dar-

stellung allge-

meiner ausländi-

scher Positionen  

Indikator 7  

Vergleiche der 

verschiedenen 

Positionen 

Indikator 8 

Erkennen län-

derüber-

greifender Lager  

Abbildung 1: Vereinfachte Darstellung des der empirischen Analyse zugrunde liegenden Kategorienschemas 

(grob angelehnt an Brüggemann et al., 2007, 304). 

Der Analysefokus liegt auf der Berichterstattung in den ‚Großen Drei’ Deutschland, Frank-

reich und Großbritannien. Als Repräsentanten der Qualitätspresse wurden die Frankfurter 

Allgemeine Zeitung und die Süddeutsche Zeitung für Deutschland, Le Monde für Frankreich 

und The Times für Großbritannien ausgewählt. Inwiefern es empirisch vertretbar ist, im Rah-

men einer ersten Analyse jeweils nur eine Qualitätszeitung für ein Land (im vorliegenden Fall 

für Frankreich und Großbritannien) zu fokussieren, wird durch den Rückgriff auf zwei deut-

sche Qualitätszeitungen und einen dadurch ermöglichten innerdeutschen Vergleich unter-

sucht. Hierbei sei jedoch bereits auf Brüggemann et al. hingewiesen, die in einer Vorstudie 

beobachtet haben, dass beispielsweise zwischen der Berichterstattung von The Times und The 

Guardian eher geringe und nicht signifikante Unterschiede zu beobachten waren.
64

 Bei der 

Analyse wird das quantitative Ungleichgewicht in der Repräsentation der jeweiligen Landes-

presse mithilfe eines mathematischen Mittelwertes ausgeglichen. 

 

Fallstudie I: Die mediale Berichterstattung zur Europäischen Sicherheitsstrategie 2003 

 

Das Sample I zur Analyse der Berichterstattung zur Europäischen Sicherheitsstrategie vom 

12. bis 18. Dezember 2003 umfasst zwölf Zeitungsartikel (drei aus Le Monde, einen aus der 

Times, drei aus der Süddeutschen Zeitung und fünf aus der Frankfurter Allgemeinen Zeitung). 

                                                 
64

 Vgl. Brüggemann et al., 2007, 307. 
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In etwa drei Vierteln der Artikel waren die Europäische Union bzw. die ESVP Hauptthema 

und in gut 80% wurde dies bereits durch den Titel deutlich. Überraschend mag die dichte Prä-

senz von europäischen Institutionen, Politiken und Vertretern erscheinen: 91% der Artikel 

nehmen Bezug auf europäische Institutionen (genauer vgl. Abbildung 2). Auffällig ist, dass 

der einzige in dem gefragten Zeitraum erschienene englischsprachige Zeitungsartikel gleich-

sam als einziger keine Institutionen der Europäischen Union erwähnt. 

 
Abbildung 2: Die Sichtbarkeit der europäischen Institutionen, Vertreter und Politiken in Sample I (Anteil der 

Artikel, die auf diese verweisen). 

Als Zweites gilt es nun zu untersuchen, inwiefern auch über landesinterne Debatten anderer 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union bzw. deren offizielle Position berichtet wurde. Kei-

ner der zwölf Artikel greift auf Komplett- oder Teilübersetzungen ausländischer Medienbe-

richte zurück, es finden sich auch keine Bezugnahmen auf solche externen Artikel. Auch aus-

ländische Wissenschaftler, Experten oder Politiker wurden kaum zu Wort gebeten. In zwei 

von den zwölf analysierten Artikeln werden explizit die Positionen zweier anderer europäi-

scher Länder (Italien und Großbritannien) im Entstehungsprozess der Europäischen Sicher-

heitsstrategie aufgezeigt. Obschon die einzelnen Positionen folglich spärlich dargestellt und 

nicht miteinander verglichen bzw. gegeneinander abgegrenzt werden, weist die Hälfte der 

Artikel eine Zusammenfassung ausländischer Positionen in übergreifende Parteien bzw. Lager 

auf. Nach übereinstimmender Darstellung haben demnach Deutschland und Frankreich das 

Strategiepapier angeregt, sich jedoch zunächst Großbritanniens Zustimmung versichert. Im 

Gegensatz zu dem kontinentaleuropäischen „Motor Europas“ war Großbritannien (wie auch 

die USA) zunächst skeptisch, willigte dann jedoch ein. Italien, Irland, Österreich, Schweden 
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und Finnland standen, so die Berichterstattung, ihrer traditionellen Neutralität wegen dem 

Strategiepapier besorgt gegenüber. 

Der innerdeutsche Vergleich zum Sample I macht lediglich deutlich, dass die Berichtsfre-

quenz in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung insignifikant höher war. 

Insgesamt erfolgt die Berichterstattung in Deutschland und Frankreich also unter Erwähnung 

ausländischer Positionen. Die Untersuchung des ersten Samples von Dezember 2003 ergibt 

zunächst ein mehrheitlich zufriedenstellendes Niveau der Berichterstattung zur Europäischen 

Sicherheits- und Verteidigungspolitik sowie zur Europäischen Sicherheitsstrategie, insofern 

die Genauigkeit und Spezifität der Meldungen betroffen sind. Außerdem zeigt die Europäi-

sche Union eine umfassende Präsenz. Nur Großbritannien bildet bei beiden genannten Fakto-

ren eine Ausnahme: Der einzige englischsprachige Artikel behandelt die ESVP zwar als 

Hauptthema, erfüllt jedoch keine der dem Kontingenzmerkmal b zugeordneten Kategorien. 

Europäisch im Sinne von Habermas’ Forderung nach der Abbildung landesinterner Debatten 

ist die Berichterstattung allerdings nicht, denn auch insgesamt wurde das zweite Kontingenz-

merkmal überwiegend nicht erfüllt: Die isolierte Darstellung der Positionen anderer europäi-

scher Länder fiel sehr gering aus. Dabei muss zum einen berücksichtigt werden, dass die Eu-

ropäische Sicherheitsstrategie letztlich konsensual verabschiedet wurde; obschon im Laufe 

ihres Zustandekommens durchaus ein Dissens innerhalb der EU sichtbar war, sind ab dem 

Zeitpunkt der Verabschiedung der Strategie Berichte über einzelne länderspezifische Positio-

nen kaum zu erwarten. Noch dazu waren die Vorschläge zur Implementierung einer europäi-

schen Sicherheitsstrategie von Javier Solana, dem damaligen Hohen Vertreter der Gemeinsa-

men Außen- und Sicherheitspolitik (GASP), bereits im Juni 2003 vom Europäischen Rat in 

Thessaloniki begrüßt worden.
65

 Zum anderen ist die Interferenz mit anderen europäischen und 

Weltnachrichten zu bedenken. Auf dem EU-Gipfel vom 12. und 13. Dezember 2003, auf dem 

u.a. die Europäische Sicherheitsstrategie angenommen wurde, zeichnete sich bereits eine 

kontroverse Debatte über die Details der europäischen Verfassung ab, worüber in der Presse 

damals intensiv berichtet wurde.
66

 Am 13. Dezember 2003 wurde zudem Saddam Hussein 

von US-amerikanischen Soldaten festgenommen, ein Ereignis, das über einen längeren Zeit-

raum die Aufmerksamkeit von weiten Teilen der gesamten internationalen (Qualitäts-)Presse 

beanspruchte. 

                                                 
65

 Vgl. Council of the European Union, 2003a, 17. 
66

 So füllte die französische Tageszeitung Le Monde am 13.12.2003 beispielsweise drei Seiten mit Artikeln zu 
den Ergebnissen des EU-Gipfels, davon behandelte jedoch nur eine Viertelseite die europäische Verteidigungs-
politik. 
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Bei einem Vergleich zwischen den einzelnen Medien fällt auf, dass The Times deutlich weni-

ger über die ESVP berichtete und keine gegenseitige Beobachtung festzustellen war, während 

die untersuchten deutschen Zeitungen und Le Monde etwa ein ähnliches Frequenzniveau so-

wie eine vergleichbare Berichtsqualität aufweisen. 

 

Fallstudie II: Die mediale Berichterstattung zur Libyen-Krise 2011 

 

Im Sample II wurden 59 Zeitungsartikel aus dem Zeitraum vom 2. März bis 4. April 2011 

ausgewertet (14 aus Le Monde, acht aus The Times, 15 aus der Frankfurter Allgemeinen Zei-

tung und 22 aus der Süddeutschen Zeitung). 

Die Frequenz der Berichterstattung fällt auch im Sample II, welches die Zeitungsausgaben 

von 34 konsekutiven Tagen umfasst, je nach Land unterschiedlich aus. Die ausgewählten 

deutschen Zeitungen berichteten in durchschnittlich 18,5 Artikeln über das europäische Han-

deln in der Libyen-Frage, Le Monde publizierte 15 Artikel. Auch bei diesem Sample siedeln 

sich die deutsche und die französische Berichterstattung also bei einer ähnlichen Frequenz 

von etwa drei bis vier Artikeln pro Woche an. Die britische Times brachte im gleichen Zeit-

raum acht Artikel zum Verhalten der Europäischen Union gegenüber Libyen, also nur einen 

bis zwei Artikel pro Woche. An dieser Stelle wird erneut eine im Vergleich niedrigere Be-

richtsfrequenz in Großbritannien deutlich. 

 
Abbildung 3: Verteilung der untersuchten Artikel im Sample II auf die 34 konsekutiven Berichtstage. 

Anhand des Samples II lässt sich außerdem die Entwicklung der Berichterstattung über einen 

Monat hinweg untersuchen. Wie Abbildung 3 zeigt, sind zeitungsübergreifend zwei quantita-

tive Maxima der Berichterstattung entlang der europäischen Sondergipfel zu beobachten. Der 

erste maximale Ausschlag liegt in der Zeitspanne vom 9. bis 13. März, also um den europäi-

schen Sondergipfel zu Libyen am 10. März und die dort beschlossene Ausweitung der Sankti-
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onen.
67

 Das zweite Maximum ist zwischen dem 19. und 24. März zu konstatieren. Am 19. 

März 2011 fand eine Libyen-Konferenz in Paris und London statt, zu der verschiedene euro-

päische Staats- und Regierungschefs, aber auch die Generalsekretäre der Vereinten Nationen 

und der Arabischen Liga eingeladen waren. Am 21. März begrüßte der Europäische Rat die 

UN-Resolution 1973 und kam überein, zu ihrer Umsetzung beitragen zu wollen.
68

 Zwei Tage 

später beschloss der Europäische Rat in Einklang mit der UN-Resolution weitere Sanktionen 

gegen den libyschen Staat.
69

 Anschließend sank die mediale Aufmerksamkeit für die Außen- 

und Sicherheitspolitik der Europäischen Union.  

Im Vergleich zu 75% im Sample I hatten nur 44% der Artikel im Sample II die europäische 

Diskussion um Libyen zum Hauptthema. Was die Präsenz europäischer Institutionen und Po-

litiken betrifft, zeigt sich ein geteiltes Bild. Gut 74% der Artikel erwähnen generell eine oder 

mehrere Institutionen oder Politikbereiche der Europäischen Union (vgl. Abbildung 4). Vor 

allem der Europäische Rat genießt eine hohe Sichtbarkeit, aber auch Catherine Ashton, die 

Hohe Vertreterin der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik, wurde entgegen 

landläufiger Kritik häufig erwähnt. 

 
Abbildung 4: Die Sichtbarkeit der europäischen Institutionen, Vertreter und Politiken im Sample II (Anteil der 

Artikel, die auf diese verweisen). 

Bei einem Vergleich zwischen der Berichterstattung der Süddeutschen Zeitung und der 

Frankfurter Allgemeinen Zeitung wird deutlich, dass Artikel aus letzterer deutlich mehr Ver-

weise auf Institutionen und Politiken der Europäischen Union beinhalten, diese hier somit  

                                                 
67

 Vgl. Council of the European Union, 2011b, 1. 
68

 Vgl. High Representative Catherine Ashton, 2011. 
69

 Vgl. Council of the European Union, 2011c, 1. 
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sichtbarer ist. Analog ist die Varianz der erwähnten Institutionen deutlich größer. 

Bei der Betrachtung des Kontingenzmerkmals a wird insgesamt deutlich, dass der europäi-

schen Sicherheits- und Außenpolitik im Sample II insgesamt ein niedrigerer Stellenwert zuge-

schrieben wird als in Sample I. 

Was das Kontingenzmerkmal b betrifft, findet in gut 8% der untersuchten Texte ein Rückgriff 

auf Komplett- oder Teilübersetzungen bzw. Verweise auf ausländische Medienberichte statt. 

Bei der Betrachtung der jeweils zitierten Texte deutet sich an, dass die Qualitätspresse in ihrer 

Recherchearbeit tendenziell auf ausländische Medien eines ähnlichen Niveaus zurückgreift. 

Die gegenseitige Beobachtung betreffend zeigt sich ein gemischtes Bild. Der Rückgriff auf 

ausländische Experten gestaltet sich sehr unterschiedlich und nur sehr wenige Artikel bieten 

einen internationalen Positionsvergleich, der über die bloße Auflistung der Meinungen hin-

ausgeht. Demgegenüber teilen knapp die Hälfte der untersuchten Texte die verschiedenen 

Stellungnahmen in länderübergreifende Lager ein. Dass dieses Kriterium im Sample b deut-

lich besser erfüllt ist als in Sample a, liegt sicherlich auch an der brisanteren Thematik. 

Wie in Abbildung 5 erkennbar, greift die Frankfurter Allgemeine Zeitung überdurchschnitt-

lich oft auf Stellungnahmen ausländischer Experten und Politiker (direkte oder indirekte Zita-

te) zurück. Im Gegensatz zum bisher erlangten Bild einer eher europafernen britischen Times 

liegt diese was das Zitieren ausländischer Experten betrifft im Durchschnitt vor Le Monde 

und weit vor der in diesem Punkt unterdurchschnittlichen Süddeutschen Zeitung. 

 
Abbildung 5: Anzahl der Artikel im Sample II, die auf ausländische Experten und Politiker zurückgreifen. 

Die umschreibende Wiedergabe der Positionen anderer Länder fällt hingegen eher dürftig aus. 

Die mit Abstand meisten Darstellungen fand die zwar für einen Libyen-Einsatz plädierende, 

einem europäischen Ölembargo jedoch zunächst ablehnend gegenüberstehende italienische 

Haltung. 

Insgesamt sechs Artikel aus Le Monde und der Frankfurter Allgemeinen Zeitung genügen 

schließlich dem in dieser Arbeit als europäische Öffentlichkeit definierten Standard der ver-

netzten Berichterstattung, also der Anforderung, nicht nur über europäische Themen zu be-
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richten, sondern auch landesinterne Diskussionen aus anderen Mitgliedstaaten zu diesen 

Themen wiederzugeben; das entspricht etwa 10% des Samples II. In den vier Le Monde ent-

stammenden Artikeln, davon drei zu Deutschland und einer zu Italien, wird die Bevölke-

rungsmeinung mithilfe von Umfragen (für Deutschland) oder den Auswirkungen der Migrati-

onsbewegungen durch Schilderungen der Lebenssituation einzelner Bevölkerungsteile (für 

Italien) abzubilden versucht. Die beiden in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung erschienenen 

Artikel zu Belgien und Frankreich verzichten auf solche Darstellungen und geben lediglich 

die Elitendiskussion wieder. 

Nur zwei Artikel weisen nicht nur eine bloße Aufzählung, sondern zudem einen Vergleich der 

verschiedenen Positionen auf. Im ersten Fall wird die Haltung Deutschlands zur Libyen-

Intervention mit der Belgiens in einem direkten Vergleich beschrieben. Im zweiten Text wer-

den die unterschiedlichen am Libyen-Einsatz teilnehmenden Parteien verglichen. Dabei ist 

z.B. von „drängenden Franzosen“, „widerstrebenden Amerikanern“ oder „sich traditionell als 

Transatlantiker verstehen[den]“ Dänen und Norwegern die Rede.
70

 Insgesamt fällt auch das 

Analyseergebnis dieses Indikators dürftig aus. 

Mit 47% nimmt hingegen fast die Hälfte aller Artikel, unabhängig von der jeweiligen Zei-

tung, eine Zusammenfassung der unterschiedlichen Länderpositionen in ‚Lager’ vor. Dabei 

steht vor allem das frühe französisch-britische Engagement für einen europäischen Libyen-

Einsatz, aber auch das Widerstreben Deutschlands und anderer europäischer Länder wie z.B. 

Polens oder Bulgariens im Vordergrund. 

Bemerkenswert ist, dass keines der vier untersuchten Qualitätsblätter über den Beschluss des 

Europäischen Rates vom 1. April 2011, eine EUFOR Libya zur humanitären Hilfe einzurich-

ten, berichtet. Dieser Militäreinsatz sollte, sobald ihn das UN Office for the Coordination of 

Humanitarian Affairs (OCHA) anfordert, im Rahmen der ESVP sowohl Flüchtlinge schützen 

als auch humanitäre Hilfsorganisation in ihrer Arbeit unterstützen.
71

 Bis zum 4. April, dem 

letzten untersuchten Erscheinungsdatum, wurde kein Artikel zu diesem Thema veröffentlicht. 

Dieser Befund legt unter Berücksichtigung der bisherigen Ergebnisse nahe, dass das mediale 

Aufmerksamkeitsniveau für die ESVP mit Blick auf Libyen Anfang April bereits sehr gering 

war. Auch hier sind mögliche Interferenzen mit anderen ‚großen’ Nachrichten wie dem Rück-

tritt des deutschen Verteidigungsministers Karl-Theodor zu Guttenberg sowie vor allem dem 

Tsunami und der anschließenden nuklearen Havarie in Japan als relativierende Faktoren in 

Betracht zu ziehen. 

                                                 
70

 Busse, 2011. 
71

 Vgl. Council of the European Union, 2011d, 1. 
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Quo vadis, europäische Öffentlichkeit? – Ein Vergleich der Samples I und II 

 

Insgesamt gestaltet sich das Transnationalisierungsniveau in den zwei Fallstudien unter-

schiedlich. In der Berichterstattung zur Europäischen Sicherheitsstrategie als auf die Europäi-

sche Union zentriertes Thema ist das Niveau der allgemeinen Thematisierung der ESVP in 

den Medien zufriedenstellend ausgeprägt, die Komponente der gegenseitigen Beobachtung 

fehlt jedoch nahezu gänzlich. Dies ist bei einem konsensual verabschiedeten Strategiepapier 

womöglich auch von geringerem Interesse. Keiner der zwölf analysierten Artikel erfüllt nach 

den in der empirischen Untersuchung angesetzten Kategorien Habermas’ Erwartungen an die 

europäische Qualitätspresse. 

In der zweiten Fallstudie zur Libyen-Krise hingegen fällt die Sichtbarkeit der EU und auch 

die allgemeine Thematisierung der ESVP geringer aus. Auf den ersten Blick scheint der Eu-

ropäischen Union in der Presseberichterstattung zu Libyen ein geringerer Stellenwert zuge-

wiesen zu werden als im Sample I. Vor dem Hintergrund, dass bei der Verabschiedung der 

Europäischen Sicherheitsstrategie bis auf die USA kaum ein anderer nennenswerter Protago-

nist präsent war, ist dieses Ergebnis im Fall der Libyen-Krise mit diversen anderen Akteuren 

jedoch zu relativieren. Das zweite Kontingenzmerkmal ist deutlich besser ausgeprägt als im 

Sample I: Etwa 10% der Artikel zum Handeln der Europäischen Union in der Libyen-Krise 

erfüllen die eingangs entwickelte Definition einer transnationalen Presse. Dabei ist jedoch 

anzumerken, dass im Gegensatz zur Berichterstattung in Le Monde die Artikel in der Frank-

furter Allgemeinen Zeitung lediglich die Elitendiskurse wiedergeben, nicht aber die Bevölke-

rungsmeinung abzubilden versuchen. Fügt man dies als weiteres Kriterium hinzu, reduziert 

sich der Prozentsatz der die Definition einer europäischen Öffentlichkeit erfüllenden Artikel 

auf knapp 7%. Zudem würde allein die Berichterstattung von Le Monde in Sample II diesem 

Anspruch gerecht werden. 

Daneben stellt die Hälfte der Artikel die Positionen anderer europäischer Staaten zumindest 

auf eine weniger umfassende Weise dar. Bürgerliche Verbände oder Organisationen kommen 

jedoch in keinem der beiden Samples zu Wort. 

Neben deutlichen Unterschiedenen zwischen der nationalen Berichterstattung hat auch der 

innerdeutsche Vergleich einige Disparitäten zu Tage gefördert, was die anfängliche Annahme, 

eine Qualitätszeitung könne stellvertretend für ein Land betrachtet werden, in Frage stellt und 

die Notwendigkeit der Untersuchung mehrerer Qualitätszeitungen in zukünftigen vergleichba-

ren Forschungsdesigns untermauert. 
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Fazit und Ausblick 

 

Die europäische Teilöffentlichkeit im Bereich Außen- und Sicherheitspolitik ist also wenn 

auch insgesamt noch schwach ausgeprägt, zumindest in manchen Ländern bzw. Qualitätsblät-

tern im Ansatz vorhanden. Neben dem Transnationalisierungsgrad sollte jedoch auch die Qua-

lität der transnationalen Berichterstattung berücksichtigt werden. So sollte eine sich der Idee 

einer europäischen Öffentlichkeit verschreibende Qualitätspresse idealiter nicht nur die jewei-

ligen Elitendiskurse, sondern auch die Meinung der ausländischen Bevölkerung reflektieren. 

Um eine Aussage darüber treffen zu können, inwiefern die europäische außenpolitische 

Teilöffentlichkeit trotz des relativ niedrigen ermittelten Anteils von etwa 10% transnationaler 

Berichterstattung angemessen entwickelt ist oder nicht, wäre es aufschlussreich, die Ergebnis-

se mit der Intensität landesinterner öffentlicher Debatten zu außenpolitischen Themen zu ver-

gleichen. Ob ein lebhafter extra-elitärer Bevölkerungsdiskurs zu diesen jedoch auf nationaler 

Ebene vorausgesetzt werden kann, bleibt fraglich; vermutlich erreicht er zumindest nicht die 

Intensität der Debatten zu anderen Politikbereichen. Diesbezüglich bleibt insofern Raum für 

weiterführende Untersuchungen.  
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